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bringenwürde:EineFusionkönnte0,07%derzusammenge-
rechnetenheutigendreiLandeshaushalteoderrund2,90Euro
jeEinwohnerundJahreinsparen.Diesistdaraufzurückzufüh-
ren,dassdieAusgabenmitEinsparpotenzial(z.B.Ministerprä-
sident,Ministerien,Landtagsabgeordnete)einenäußerstge-
ringen Anteil am Landeshaushaltausmachen.DerHauptteilder
 Landesausgaben entfälltaufPolizei,Lehrerunddenkommuna-
lenFinanzausgleich;EinsparungensindhierdurcheineLänder-
fusion nicht zu erwarten. Die Bildung eines Bundeslandes „Mit-
teldeutschland“ würde zumindest ausgabeseitig daher kaum 
Wirkungenentfalten,gingeabermiterheblichenUmstellungs-
problemen und möglichen politischen Nebenwirkungen einher.

BISHERIGE STUDIEN ZU LÄNDERFUSIONEN

Das Grundgesetz sieht mit Art. 29 an prominenter Stelle die 
Möglichkeit zur Neuordnung der föderalen Gebietsstrukturen 
in Deutschland vor (siehe Infobox 1). Seit Bestehen der
Bundes republik wird daher diskutiert, ob eine solche Neu-
ordnungimRahmenvonGebiets-undStrukturreformenzu
Effizienzverbesserungen bzw. Ausgabensenkungen führen
kann. Nach 1949 kam es bisher mit der Bildung des Landes 
Baden-WürttembergimJahr1952nurineinemeinzigenFall
zu einer substanziellen Territorialreform auf Ebene der
 Länder. Evaluationsstudien zu den kausalen Wirkungen von 
Länderfusionenliegendahernichtvor;guterforschtsindhin-
gegeninzwischenkommunaleGebietsreformen(Blesseund
Rösel2017).Dennochwurdeneinzelnepolitischeundfinanz-
wissenschaftliche Studien vorgelegt, die die fiskalischen
Folgen einer Zusammenlegung von Bundesländern zumin-
destex-anteabschätzen,jedochaufeinerVielzahlvonnicht
näher belegten Annahmen beruhen.

EINLEITUNG

ImmerwiederwirddieFusionvonBundesländerndiskutiert.
BefürwortervonFusionenführendamitzumeistdieMöglich-
keit größerer Einsparungen als Argument an. Eine geplante 
FusionvonBerlinundBrandenburgscheiterteimJahr1996
allerdings am verpflichtenden Volksentscheid. Die Bildung
einesNordstaatsausdenLändernHamburgundSchleswig-
HolsteinwurdeinderVergangenheitintensiv,aberletztlich
bisherohnepolitischeFolgendiskutiert.

AuchinSachsen,Sachsen-AnhaltundThüringenwirdim-
merwiederdieFusionderdreiLänderzueinemBundeslandes
„Mitteldeutschland“gefordert. ImJahr2005sprachensich
zumBeispieldieOberbürgermeistervonLeipzigundHallefür
eineFusionaus.DerlangjährigeVize-Ministerpräsidentund
FinanzministervonSachsen-Anhalt,JensBullerjahn,unter-
stützteregelmäßigdiesenVorschlag.ImJahr2013themati-
sierteauchderMinisterpräsidentvonSachsen-Anhalt,Reiner
Haseloff,einemöglicheFusionderdreiLänder,stießjedoch
auf Ablehnung bei seinen Amtskollegen aus Sachsen und 
Thüringen.2014erreichtendieForderungenzurZusammen-
legungderLändereineneueQualität,alsBernwardRothe,
SPD-Landtagsabgeordneter in Sachsen-Anhalt, durch eine
UnterschriftensammlungeinenAntragaufeinVolksbegehren
initiierte. Auch nachdem der Antrag vom zuständigen Bundes-
innenministeriumabgelehntwurdeundRotheimJahr2016
aus dem Landtag Sachsen-Anhalts ausschied, wird das 
Themaweiterhinöffentlichdiskutiert.

IndiesemBeitragwidmenwirunsdeshalbderFrage,welche
fiskalischen Effekte die Fusion der Länder Sachsen, Sachsen-
AnhaltundThüringenzueinemBundesland„Mitteldeutschland“
habenwürde.WirvergleichendabeidieheutigenPro-Kopf-Aus-
gabenderdreiLändermitdenPro-Kopf-AusgabendesLandes
Niedersachsen, das in Einwohnerzahl und -dichte etwa einem 
potenziellen Bundesland „Mitteldeutschland“ entspricht. 

Unsere Ergebnisse zeigen, dass die Fusion der Länder
Sachsen,Sachsen-AnhaltundThüringenkaumEinsparungen

* JonathanOldwarzumZeitpunktderErstellungdesArtikelsPraktikant,Dr.
FelixRöselistwissenschaftlicherMitarbeiteranderNiederlassungDresden
desifoInstituts–Leibniz-InstitutfürWirtschaftsforschunganderUniversität
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Sparprojekt oder Milchmädchenrechnung? 
Die finanziellen Effekte eines Bundeslandes 
„Mitteldeutschland“

In diesem Beitrag zeigen wir, dass die Fusion der Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen zu ei
nem Bundesland „Mitteldeutschland“ kaum Einsparungen erbringen würde. Eine Fusion würde weniger 
als 0,1 % der Landesausgaben (rund 2,90 Euro je Einwohner und Jahr) einsparen. Dies liegt daran, dass 
die überhaupt „einsparbaren“ Ausgabeposten (z. B. Ministerpräsidenten, Landtagsabgeordnete, Verfas
sungsgerichte) nur einen sehr kleinen Teil des Gesamthaushalts der Länder ausmachen. Der weit überra
gende Teil der Ausgaben der Länder – Aufwendungen für Lehrer, Justiz, Polizei und Kommunen – wäre 
von einer Fusion nicht berührt.
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öffentlichenDienstesjeEinwohneraufdasNiveauwestdeut-
scher Großstädte reduzieren würde. Durch diese Maßnahme 
ergibt sich rechnerischeinEinsparpotenzial von2,5%des
damaligenBerlinerLandeshaushaltes.Unklarbleibtjedoch,
weshalbhierzueineFusionderohnehinmitAbstandgrößten
deutschen Stadt mit dem Land Brandenburg notwendig und 
warumeineReduktiondesPersonalsimöffentlichenDienst
nicht innerhalb der bestehenden Ländergrenzen möglich sein 
sollte.

Zur Bildung eines „Nordstaates“ aus den Ländern
HamburgundSchleswig-HolsteinexistierenzweiFallstudien.
Büttner und Hauptmeier (2006) schätzen auf Basis von
Regressionsanalysen,dassEinsparungeninHöhevon4%der
Ausgaben auf Länderebene realisierbar sein könnten. Wie 
bereitsbeiBüttneretal.(2004)handeltessichjedochumrein
rechnerischeEinspareffekte,dadieAutorendenkausalenZu-
sammenhang von Ausgaben und Einwohnerzahl nicht prüfen 
können.Lammers(2006)betrachtetebenfallsdasFallbeispiel
„Nordstaat“, untersucht jedoch nur die Ebene der politischen 
Führung,daderAutorinsbesondereindiesemBereichEin-
sparpotenziale vermutet. Der Autor zeigt, dass im Bereich der 
politischenFührungreinrechnerischdiePro-Kopf-Ausgaben
mitderEinwohnerzahleinesBundeslandessinken.Füreine
möglicheFusionvonSchleswig-HolsteinmitHamburgschätzt
Lammert ein Einsparpotenzial auf 0,5 % der bereinigten
 Gesamtausgaben und liegt damit deutlich unter den Ergeb-
nissen aller anderen Studien.

METHODIK

WirwollenimFolgendenversuchen,dasPotenzialfürEinspa-
rungen durch die Zusammenlegung der Länder Sachsen,
Sachsen-AnhaltundThüringenabzuschätzen.Dazumüssen
wir aufHaushaltsstatistiken unddie Rechnungsergebnisse
derdreiLänderfürdasJahr2011zurückgreifen,dakeineak-
tuellerenDatenzumGesamthaushaltzurVerfügungstehen.
Wir summieren die Haushaltsergebnisse der drei Bundes-
länder auf, hierdurch ergibt sich das Bundesland „Mittel-
deutschland“. Interessanterweise ergibt sich hierbei, dass das 
neu entstehende Bundesland in etwa der Bevölkerungszahl 
und-dichtedesLandesNiedersachsenentspräche(vgl.Tab.1
sowiedieKarteinAbb.1).WirwerdenimFolgendendaherdas
Land Niedersachsen als Vergleichspunkt heranziehen, um
beispielsweisedieAusgaben fürdas künftige Landesparla-
ment oder die Landesregierung eines Bundeslandes „Mittel-
deutschland“ abzuschätzen.

Tabelle 1 zeigt jedoch auch, dass zwischen „Mittel-
deutschland“ und Niedersachsen erhebliche soziodemogra-
phische Unterschiede bestehen. So war 2011 die Arbeits-
losenquote in „Mitteldeutschland“ mit rund 9,1 % etwa
doppeltsohochwieinNiedersachsenmit5,5%.Dasnieder-
sächsische Bruttoinlandsprodukt je Einwohner lag deutlich 
oberhalb des „mitteldeutschen“. Aufgrund der strukturell 
bedingthöherenSozialausgabensowieder2011nochdeut-
lich stärker ausgeprägten Finanztransfers im Rahmen des
„Aufbau Ost“ lagen die Ausgaben in „Mitteldeutschland“ 
oberhalbdesNiveausvonNiedersachsen.Unklarwäredas
politische Gewicht von „Mitteldeutschland“ im föderalen 
SystemDeutschlands:NachdemderzeitigenBerechnungs-

Infobox 1: Wie würde eine Länderfusion ablaufen?

Die gesetzliche Grundlage für alle Neugliederungen des 
Bundesgebietsfindetsich inArt.29desGrundgesetzes.
JedeNeugliederung,worunternebenFusionenauchAuf-
spaltungen oder Neuzuordnungen von Landesteilen zu 
zählen sind, soll eine effektive Aufgabenerfüllung der
Ländergewährleisten.InjedemFallsindhierbeikulturelle
Gemeinsamkeiten, ErfordernissederRaumordnungund
LandesplanungsowiewirtschaftlicheGesichtspunktezu
berücksichtigen. Neugliederungen bedürfen grundsätzlich 
einesBundesgesetzessowiederZustimmungdurchVolks-
entscheid.DieInitiativekannhierbeiauchvomVolkselbst
ausgehen. Der vom sachsen-anhaltinischen SPD-Land-
tagsabgeordnetenBernwardRotheimJahr2014initiierte
Antrag auf Volksbegehren nimmt auf Art. 29 Abs. 4 GG
Bezug. Danach verpflichtet ein Volksbegehren durch
mindestens ein Zehntel der Wahlberechtigen in einem
„ zusammenhängenden, abgegrenzten Siedlungs- und 
Wirtschaftsraum,dessenTeileinmehrerenLändernliegen
und der mindestens eine Million Einwohner hat“, zu einem 
entsprechendenBundesgesetzinnerhalbvonzweiJahren
odereinerVolksbefragung.DerAntragzum„Volksbegehren
Mitteldeutschland“ betrachtete die Städte Halle (Saale)
und Leipzig und die angrenzenden Landkreise Leipzig, 
Nordsachsen und Saalekreis als einen solchen Siedlungs- 
undWirtschaftsraum.DieseAnsichtwurdevomzuständi-
gen Bundesinnenministerium nicht geteilt. Der Antrag 
wurde daher abgelehnt.

Quelle:DarstellungdesifoInstituts.

Geppert (1999) vermutet, dass bei etlichen Ausgaben der
 Länder positive Skalenerträge bestehen, die durch eine 
VergrößerungderBundesländergenutztwerdenkönnten.Auf
der anderen Seite existieren auchWettbewerbseffekte, da
mehrere kleine Länder besser auf regionale Präferenzen
eingehen und mit verschiedenen Politikstrategien experi-
mentieren können. Auf Basis seiner Annahme hoher Skalen-
effekte ermittelt Geppert (1999) ein Einsparpotenzial von
7,5%desGesamthaushaltes.

Büttneretal.(2004)schätzenfür40Aufgabenbereiche
miteinemRegressionsmodell,wiedieAusgabenderLänder
statistisch mit der Bevölkerungsgröße und Bevölkerungs-
dichte zusammenhängen. Die Autoren finden, dass eine
Verdopplung der Bevölkerungsgröße eines Landes zu 4 %
 geringeren Ausgaben führen würde. Besonders hohe Einspar-
potenzialeermittelnBüttneretal.(2004)fürdiePolitikfelder
politischeFührung,Gesundheit,Sozialausgabenundregionale 
Entwicklung.DietheoretischeFundierungmöglicherSkalen-
effekteaufdiesenFeldernsowiediekausaleWirkungsrich-
tungderRegressionsanalysenbleibenjedochunklar.

NebendenStudienvonGeppert(1999)undBüttneretal.
(2004)bestehenauchetlicheFallstudienzukonkretenNeu-
gliederungsvorschlägen.Döringetal.(1995)untersuchendie
PotenzialeeinerVereinigungderLänderBerlinundBranden-
burg.DerPersonalbesatzimöffentlichenDienstBerlinsinden
1990er Jahren lagweit überdemBundesdurchschnitt.Die
Autorennehmendaheran,dasseineFusiondieGrößedes
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Ebene (also an den einzelnen Gerichten) an, die von einer
Länderzusammenlegungkaumbetroffenwären.Eingroßer
TeilderAusgabenfälltinsoferninBereichenan,wodieKosten
der Bereitstellung proportional zur Einwohnerzahl, Landes-
flächeoderanderenBedarfsindikatorenverlaufen:Bildungs-
ausgaben sind vor allem Ausgaben für Lehrer, Ausgaben der 
öffentlichenSicherheitundOrdnungvorallemfürPolizisten.
Nennenswerte Einsparungen sind hier allein schon aufgrund 
der Natur der Ausgaben nicht zu erwarten. In einem ersten 
Schritt prüfen wir daher, ob in bestimmten Ausgabebereichen 
überhaupt Einsparungen möglich sind.

IneinemzweitenSchrittziehenwirdanndiePro-Kopf-
Ausgaben unseres Vergleichslandes Niedersachsen heran. 
Wirgehendavonaus,dassdiePro-Kopf-Ausgaben„Mittel-
deutschlands“ in bestimmten Aufgabenbereichen auf das 
Niveau von Niedersachsen reduziert werden können, da 
Nieder sachsen in Bevölkerungsgröße und -dichte etwa dem 
Land „Mitteldeutschland“ entspricht. Dies gilt natürlich nur 
für Aufgabenbereiche, in denen die Pro-Kopf-Ausgaben
Nieder sachsens auch tatsächlich niedriger sind als die 
durchschnittlichenheutigenPro-Kopf-AusgabenderLänder
Sachsen,Sachsen-AnhaltundThüringen.Besondersrelevant
dürftehierbeiderBereichderpolitischenFührungmitden
Aufwendungen für Abgeordnete und die Bezüge der Minister 
und Ministerpräsidenten sein. Weitere denkbare Bereiche 
sind Informationswesen und Statistischer Dienst, also vor 
allemAusgabenfürÖffentlichkeitsarbeitunddiestatistischen
Landesämter, und die Landesverfassungsgerichte. Wir 
 betrachten ebenfalls weitere anfallende Ausgaben im Bereich 
derpolitischenFührungundderInnerenVerwaltung.

In einem dritten Schritt führen wir beide  vorangegangenen 
Überlegungen zusammen. Wir ermitteln erstens, in welchen 
Aufgabenbereichen Einsparungen sowohl theoretisch mög-
lichsindalsauchzweitensdiePro-Kopf-Ausgabenderheuti-
genLänderSachsen,Sachsen-AnhaltundThüringenhöher
sindalsdiePro-Kopf-AusgabenNiedersachsens.DieDifferenz
der Pro-Kopf-Ausgaben Niedersachsens und der heutigen
Ausgaben der mitteldeutschen Länder entspricht den poten-
ziellen Einsparmöglichkeiten.

Die meisten bisherigen Studien gehen auch auf regional-
wirtschaftlicheEffekteein,dieeineLänderfusionnachsich
ziehen kann. So können zum Beispiel grenzüberschreitende 
FragendurchdieZusammenlegungeffizientergelöstwerden.
DieserEffektwird jedochempirischkaumgestützt.Bereits
aufnationalerEbenesindLandesgrößeundWirtschaftskraft
nichtsystematischkorreliert(BramblundFelbermayr2017).
Auf kommunaler Ebene kann keine bisher vorgelegte Studie 
eine kausale Wirkung von Gebietsvergrößerungen auf Steuer-
aufkommenoderWirtschaftswachstumnachweisen(Blesse
undRösel2017).Wachstumswirkungensindinsofernunwahr-
scheinlich, zumindest jedoch hochspekulativ. Wir blenden 
solche Effekte im Folgenden daher aus und wenden eine
„statischeAnalyse“ aufBasis tatsächlich realisierterHaus-
haltsergebnisse an.

ERGEBNISSE

Tabelle2zeigtunsereErgebnisse.EinGroßteilderAusgaben
scheidet bereits aus theoretischen Erwägungen für Einspar-

schlüssel der Stimmen für den Bundesrat würde „Mittel-
deutschland“ zusammen sechs Stimmen erhalten und damit 
nurdieHälftederStimmen,diedieFusionspartnerheuteauf
sichvereinigen(12).

Tab. 1
Niedersachsen und „Mitteldeutschland“ im Vergleich (Jahr 2011)

Niedersachsen 
(NI)

„Mitteldeutschland“  
(MI)

Einwohner 7,918Mill. 8,720Mill.

Fläche 47593km² 55103km²

Einwohnerdichte  
(Einwohner/km²) 166,4 158,2

Arbeitslosenquote 5,5% 9,1%

Bruttoinlandsprodukt 
(nominal) 235,9Mrd.€ 202,5Mrd.€

Bruttoinlandsprodukt je 
Einwohner(nominal) 30327€ 23743€

Bereinigte Ausgaben 
(Land) 26,3Mrd.€ 36,0Mrd.€

Bereinigte Ausgaben 
(LandundKommunen) 36,8Mrd.€ 44,0Mrd.€

Stimmen im Bundesrat 6 6(bisher:12)

Anmerkung:„Mitteldeutschland“istdieSummederLänderSachsen,
Sachsen-AnhaltundThüringen.Die (hypothetischen)Stimmen im
Bundesratfür„Mitteldeutschland“errechnensichausArt.51Abs.2GG. 
Quelle:StatistischesBundesamt,DarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut

Abb. 1
„Mitteldeutschland“ und Niedersachsen

Hannover
Magdeburg

Erfurt
Dresden

Quelle:DarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut

UnsererAnalysestellenwirfolgendeVorüberlegungvoran:In
manchen Aufgabenbereichen sind durch Länderfusionen Ein-
spareffektetheoretischdenkbar.ImBereichderpolitischen
FührungsindbeispielsweisedurchdieZusammenlegungvon
Parlamenten,LandesregierungenundRechnungshöfenEin-
sparungen plausibel. So wird nach einer Fusion beispiels-
weise nur noch einer statt drei Ministerpräsidenten benötigt. 
InanderenBereichensindEinsparungendurchFusionenbe-
reitstheoretischsogutwieausgeschlossen:Beispielsweise
fällteinGroßteilderAusgabenfürJustizaufderoperativen
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ausschließlichaufdiez.B.imRahmendesSolidarpaktesbe-
rücksichtigten ostdeutschen Sonderbedarfe zurückführen, 
dieauchdurcheineFusionnichtverschwinden.EinBeispielist
die nach der Wende persistent höhere Arbeitslosigkeit, die 
dazu führt, dass in Ostdeutschland mehr Menschen auf Sozial-
leistungen angewiesen sind. Weiterhin spiegelt sich der im 
Jahr2011nochausgeprägte„AufbauOst“indenAusgabenfür
Infrastruktur, Wohnungsbau und Energie wieder.

potenziale aus. So ist etwa im Bildungswesen kaum mit Ein-
sparungen zu rechnen, da auch weiterhin die bestehenden 
SchulenundHochschulenzufinanzierensind.Hieraufdeutet
auchbereitsgeringeDifferenzderheutigenPro-Kopf-Ausga-
ben der drei mitteldeutschen Länder und denen  Niedersachsens 
hin. In anderen Bereichen übersteigen zwar die Ausgaben in 
„Mitteldeutschland“dasNiveauNiedersachsens;diehöheren
Ausgaben lassen sich bei näherer Betrachtung jedoch nahezu 

Tab. 2
Bereinigte Ausgaben je Einwohner in Euro nach Aufgabenbereichen in Niedersachsen und „Mitteldeutschland“ im 
 Vergleich (2011)

Aufgabenbereiche Spareffekt  
möglich? NI < MI? NI MI  

(tatsächlich)

MI  
(mit Spar- 

effekt)

Spareffekt  
je  

Einwohner

Allgemeine Dienste + 584,91 613,86 610,98 2,89

Davon:

 Politische Führung u. zentrale Verwaltung 160,7 156,72 153,88 2,83

  Aufwendungen für Abgeordnete + + 3,37 5,93 3,37 2,56

  Bezüge f. Ministerpräsidenten u. Minister + + 0,25 0,53 0,25 0,27

  Sonstg.politischeFührg.u.InnereVerwaltg. + - 144,00 142,07 142,07 0

  Informationswesen und Statistischer Dienst + - 13,08 8,19 8,19 0

 ÖffentlicheSicherheitundOrdnung - + 190,13 217,54 217,54 0

 Rechtsschutz 146,45 157,14 157,08 0,06

  Verfassungsgerichte + + 0,03 0,08 0,03 0,06

  Gerichte,Staatsanwaltschaften - + 103,56 120,44 120,44 0

  Justizvollzugsanstalten - + 24,64 30,84 30,84 0

  Weitere - - 18,22 5,78 5,78 0

 Finanzverwaltung - - 87,63 82,47 82,47 0

Bildungswesen,Wissenschaft,Forschg.,Kultur - - 1104,16 1064,72 1064,72 0

Soziale Sicherung, Wiedergutmachung - + 443,39 688,61 688,61 0

Gesundheit,Umwelt,SportundErholung - + 63,36 82,8 82,8 0

Wohng.,Raumu.Stadt,Gemeinschaftsdienste - + 18,41 87,6 87,6 0

Ernährung,LandwirtschaftundForsten - + 47,59 92,29 92,29 0

Energie-undWasserwirtschaft,Gewerbe - + 80,65 233,66 233,66 0

Verkehrs-undNachrichtenwesen - + 140,96 236,7 236,7 0

Vermögen,Finanzwirtschaft,Unternehmen - + 809,75 986,89 986,89 0

Summe aller Ausgaben (je Einwohner) 3 293,2 4 087,12 4 084,25 2,89

SummederAusgaben/Einsparungen(gesamtinMrd.) 26,08 35,64 35,61 0,025

Lesehilfe:DieTabellezeigtdiePro-Kopf-AusgabeninEuroimJahr2011indenjeweiligenAufgabenbereichen.ZurBerechnungderEinsparungen
ersetzenwirfürdieplausiblenAufgabenbereichediePro-Kopf-Ausgabenvon„Mitteldeutschland“(MI)durchdiejeweiligenPro-Kopf-Aus-
gabenNiedersachsens(NI).DieSummewirddavonausgehendneuberechnet.Ein„+“inderzweitenSpaltegibtan,dassEinsparungenmöglich
sind.Ein„+“inderdrittenSpaltezeigt,inwelchenAusgabenbereichendiePro-Kopf-Ausgabenvon„Mitteldeutschland“überdemniedersäch-
sischen Niveau liegen. 
Quelle:DarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut
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JahreinengeringenAnteilamLandesbudgetaus.ImVergleich
dazuentstehenalleinfürPolizei,SchulenundWissenschaft
sowie soziale Sicherung jährlich Ausgaben von knapp 
2000EurojeEinwohner.Zweitensgebendiemitteldeutschen
Bundesländer in den relevanten Bereichen ohnehin schon 
vergleichsweisewenigaus.FürdenGesamtbereichderpoliti-
schen Führung liegen die Ausgaben bereits heute unter
nieder sächsischem Niveau.

Abbildung 2 illustriert diese Überlegungen nochmals gra-
phisch.DargestelltsinddieAusgabenderLänder;dieGröße
der Kästchen ist proportional zum Anteil am Gesamthaushalt 
gewählt.PotenzielleEinsparungenwürdennureinensehrge-
ringenTeildeszusammengelegtenLandesbudgetsvon„Mit-
teldeutschland“ ausmachen. In den grau dargestellten Auf-
gabenbereichen mit den größten Ausgaben erwarten wir 
keine Einsparungen durch die Länderfusion.

FAZIT

In diesem Beitrag haben wir überschlagsweise gezeigt, dass 
dieFusionderLänderSachsen,Sachsen-AnhaltundThüringen
zu einem Bundesland „Mitteldeutschland“ kaum  Einsparungen 
erbringen würde. Wenn in den Bereichen, in denen zumindest 
theoretisch ein Einsparpotenzial besteht, die Ausgaben auf 
das Niveau des fast gleich großen Landes Niedersachsen 

Im Kern reduzieren sich bereits theoretisch die möglichen Ein-
sparmöglichkeitenaufdenBereichderpolitischenFührung.
HierliegenmitAusnahmevonnurdreiFällenschonheutedie
Pro-Kopf-AusgabendereinzelnenLänderSachsen,Sachsen-
AnhaltundThüringenunterhalbdesNiveausvonNiedersach-
sen. Die Ausnahmen sind die Diäten für Landtagsabgeord-
nete, die Bezüge für Minister und den Ministerpräsidenten 
sowiedieAusgabenfürdieVerfassungsgerichte.DieEinspar-
potenziale durch die Bildung von „Mitteldeutschland“ sind 
hierallerdingsaußerordentlichniedrig:Sollten inallenbe-
trachtetenBereichendiePro-Kopf-AusgabenaufdasNiveau
von Niedersachsen reduziert werden können, dann würden 
proEinwohnerjährlichgeradeeinmal2,89Euroeingespart.
Fast90%dieserEinsparungenentstehendurchdieReduktion
derZahlderLandtagsabgeordneten.FürMinisterundMinis-
terpräsidenten ist der Einsparbetrag wesentlich geringer 
(wenigerals0,30EurojeEinwohnerundJahr)undauchfürdie
Landesverfassungsgerichteminimal (rund0,05Euro jeEin-
wohnerundJahr).

AbsolutentsprechendieEinsparungenvon2,89Europro
Einwohner und Jahr einer Summe von 25 Mill. Euro. Dies
wärenrund0,07%desgesamtenBudgetsderdreimitteldeut-
schenBundesländerimJahr2011.ZweiFaktorentragenzu
dieserniedrigenZahlbei.ErstensmachendieAusgabenfür
politischeFührungmitnurrund160EurojeEinwohnerund

Abb. 2
Ausgabenstruktur der Landeshaushalte und Einsparpotenzial

Lesehinweis:DieGrößederFlächenistproportionalzumAnteildesAusgabenbereichsamGesamtbudget.DengrößtenTeilderAusgaben
nehmenBildungundForschung,sozialeSicherungundVermögen/Finanzwirtschaftein.
Quelle:DarstellungdesifoInstituts. ©ifoInstitut
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 Gewicht zumisst, würden die mitteldeutschen Bundesländer 
im Bundesrat Einfluss verlieren. Die Vergrößerung von
GebietsstrukturenführtzudemzueinemsinkendenEinfluss
einzelnerTeilregionen,einerschwächerenBerücksichtigung
regionaler Besonderheiten, könnte gewachsene kulturelle 
Identitäten beeinträchtigen und kann zu einer Entfremdung 
von Politik und Bürgern beitragen (Rösel und Sonnenburg
2016).
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 gesenkt würden, könnten die mitteldeutschen Bundes länder 
lediglich0,07%ihresBudgetssparen.Diesentsprichtweniger
als drei Euro pro Einwohner.

Den geringen geschätzten Einsparungen stehen nicht 
unerhebliche Kosten einer Länderfusion gegenüber: Auf
finanziellerSeitesindhierinsbesonderediedirektenKosten
einerVorbereitungeinesVolksentscheidsundderAusarbei-
tung eines Bundesgesetzes zu nennen. Dazu kommen die 
hohenTransaktionskosten langwierigerVerhandlungenum
die genaue Ausgestaltung einer Länderfusion und den politi-
schenAufbauvon„Mitteldeutschland“.Hierunterfälltinsbe-
sondere auch die Rechtsangleichung, da unterschiedliche
rechtliche Normen angeglichen werden müssten – zum
 Beispiel, was die Aufgabenverteilung zwischen Land und 
Kommunen angeht, die in Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen mitunter höchst unterschiedlich geregelt sind.
FernermüsstenbestehendeRechtsbeziehungenzurBundes-
ebene(z.B.Länderfinanzausgleich)undzuUnternehmenund
ausländischenRegierungen(z.B.bestehendeVerträgezwi-
schendersächsischenStaatsregierungmitderRegierungder
TschechischenRepublik) neu ausgehandeltwerden.Mögli-
cherweisebestehenpositiveWachstumsfolgeneinerRechts-
angleichungderLandesgesetzgebung;diesekönnenjedoch
nichtnäherquantifiziertwerden.Denkbarwärenauchnega-
tiveFolgen fürdasWirtschaftswachstum,daderpolitische
Wettbewerb um Investoren in Mitteldeutschland abnehmen 
würde.SchließlichwürdeeineFusionauchdasZusammen-
führen der höchst unterschiedlichen Schuldenstände der drei 
Länder beinhalten, wodurch Anreiz- und Gerechtigkeitspro-
bleme entstehen.

Auf politischer Seite sind die Konsequenzen schwer abzu-
schätzen. Da die Stimmenanzahl im Bundestag kleineren 
 Ländern proportional zu ihrer Einwohnerzahl ein größeres 




